
Nachrichten aus der Chemie:  
Welche Prioritäten werden Sie in 
der Forschungspolitik setzen? 

FDP: Forschungs- und Technolo-
giepolitik muss den Rahmen für In-
novationen, damit für Arbeitsplätze, 
für nachhaltiges Wachstum und 
Strukturwandel abstecken. Deutsch-
land muss, will es seine Führungs-
position in Europa halten, der For-
schungsförderung höheres Augen-
merk schenken. Hierzu ist ein klares 
Konzept nötigt. 

 
CDU/CSU: Forschung und Ent-

wicklung ist zunächst Aufgabe der 
Wirtschaft. Der Staat muss für Inno-
vationen der Unternehmen die Rah-
menbedingungen setzen und sich 
auf die Grundlagenforschung, die 
Förderung langfristiger, risikobehaf-
teter Projekte und die Vorsorgefor-
schung konzentrieren, bei der es zu-
nächst um den Schutz der Gesund-
heit und der natürlichen Lebens-
grundlagen geht. 

Vorrang muss die Vergabe von 
Forschungsmitteln im Wettbewerb 
haben. Bei der institutionellen För-
derung muss die Zusammenarbeit 
mit den Hochschulen gestärkt wer-
den. Außerdem sind weitere An-
strengungen erforderlich, den Wett-
bewerb zwischen den Großfor-
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schungseinrichtungen und anderen 
Instituten, z. B. der Blauen Liste, zu 
stärken. Wettbewerb setzt größere 
Freiräume beim Einsatz finanzieller 
und personeller Ressourcen voraus. 

Bei der Projektförderung müssen 
gemeinsame Projekte von Hoch-
schulen, außeruniversitären Ein-
richtungen und der Wirtschaft be-
vorzugt werden. Der Technologie-
transfer funktioniert dann am bes-
ten, wenn der Austausch von 
F+E-Personal zur Regel wird. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Bünd-

nisgrüne Forschungspolitik ver-
sucht, Probleme frühzeitig zu erken-
nen und zu ihrer Lösung beizutra-
gen. Zugleich versucht sie zu verhin-
dern, dass Forschung Probleme ver-
stärkt oder gar erst auslöst. 

Daher werden wir uns für die er-
neute Stärkung von Technikfolgen-
abschätzung und Friedensforschung 
einsetzen. Umwelt- und Lärmschutz-
forschung, Forschung für Biolandbau, 
nachwachsende Rohstoffe, alle For-
men erneuerbarer Energien, Energie-
effizienztechnologien, insbesondere 
Brennstoffzellen sowie für umwelt-
schonendere Verkehrssysteme, wer-
den wir nochmals ausbauen. Dabei 
setzen wir nicht nur auf Technologie. 
Ohne die Erkenntnisse der Sozial- und 
Geisteswissenschaften laufen selbst 

die besten Ansätze Gefahr, an den Be-
dürfnissen von Mensch und Umwelt 
vorbeientwickelt zu werden. 

Wir wollen die Chancen der Na-
notechnologie ergreifen, mögliche 
Risiken frühzeitig erkennen und ver-
meiden. Töten von Embryonen für 
die Forschung und Klonen lehnen 
wir ab. Tierversuche wollen wir wei-
ter reduzieren. 

Wir wollen den Anteil der Frauen 
in Bildung und Forschung erhöhen. 
Darüber hinaus gilt es, die For-
schungslandschaft zu demokratisie-
ren und jüngeren Wissenschaftlern 
mehr Mitgestaltungsmöglichkeiten 
zu geben. 

 
SPD: Nachdem in den 90er Jah-

ren die Forschungsausgaben stark 
zurückgegangen waren, haben wir 
nach dem Wahlerfolg von 1998 den 
Trend umgekehrt. So ist der entspre-
chende Etat seitdem um 21 Prozent 
gewachsen. Zudem haben wir die 
überfälligen Reformen an den Hoch-
schulen eingeleitet. In den nächsten 
Jahren wollen wir noch stärker dazu 
beitragen, unsere Forschung den in-
ternationalen Konkurrenzbedingun-
gen besser anzupassen und unser 
Land besser auf die Wissensgesell-
schaft einzustellen. Dabei wollen wir 
sowohl die Breite wie die Spitze för-
dern. 
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PDS: Die PDS strebt an, die For-
schung zu fördern, die zu mehr Le-
bensqualität, neuen Arbeitsplätzen, 
nachhaltigem Wachstum und Siche-
rung der Existenzgrundlagen führt. 
Deshalb ist es wichtig, Bereichen wie 
Gesundheit, Vorsorge, nachhaltige 
Entwicklung, erneuerbare Energien, 
Verkehrsbeschränkung, Sozial- und 
Friedensforschung mehr Geld zur 
Verfügung zu stellen, auch durch 
Umverteilung, z. B. aus der För-
derung militärischer oder Groß-
industrieforschung. 

Das Prinzip der engeren Ver-
knüpfung öffentlich geförderter For-
schung mit privater Wirtschaft wol-
len wir abschaffen. 

Nachrichten:  Welche Bedeutung 
werden Sie den Basisdisziplinen 
Chemie und Physik gegenüber 
der Biotechnologie geben? 

FDP: Den Basisdisziplinen Phy-
sik, Chemie und Biologie messen 
wir große Bedeutung bei. In den Na-
turwissenschaften brauchen wir 
mehr Studierende. 

 
CDU/CSU: Chemie und Physik 

liefern das Grundwissen für die meis-
ten Forscher im Bereich der Natur- 
und Ingenieurwissenschaften. Ihre 
Förderung ist unverzichtbar und er-

und solide Pflege der Basisbereiche. 
Hier leisten auch die Fachverbände 
von Chemie und Physik gute Arbeit. 

 
PDS: Vorrangige Förderung, d. h. 

bei gleichzeitiger Vorsorge gegen-
über möglichen Risiken, soll den 
Leistungsstandard der Biotechnolo-
gie für Anwendungen in der Medi-
zin, im Ernährungs- und Umwelt-
bereich sichern.  

Die PDS möchte sich nicht auf 
Proportionen in der Förderung aller 
drei Forschungsbereiche festlegen 
lassen. Die Forschung in Physik und 
Chemie würde von uns weiter geför-
dert, sie sollte nicht hinter die Bio-
technologie zurückfallen. Die PDS 
unterstützt die enger werdende Ver-
flechtung zwischen den Disziplinen, 
weist aber der Technikfolgen-
abschätzung als Förderungsschwer-
punkt besonderes Gewicht zu. 

Nachrichten:  Wie wird sich der 
Etat des Bundesministeriums  
für Bildung und Forschung  
entwickeln? 

FDP: Wenn die FDP Regierungs-
verantwortung übernimmt, wird der 
Anteil der Bildungsausgaben erhöht, 
Investitionen in Bildung und For-
schung werden in den öffentlichen 
Haushalten Vorrang bekommen.  

folgt auch in Zukunft in erster Linie in 
den Instituten der Max-Planck-Gesell-
schaft, in internationalen Forschungs-
organisationen und an den Hochschu-
len. Eine Abgrenzung gegenüber der 
Biotechnologie ist nicht sinnvoll, weil 
dort stärker interdisziplinär gearbeitet 
wird. Wie bei vielen Zukunftstech-
nologien kommt es darauf an, Wissen-
schaftler verschiedener Fachrichtun-
gen, von Forschungsinstituten und 
der Wirtschaft zusammenzuführen. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Wir 

werden problemlösungsorientierte 
Prioritäten setzen. Sofern Chemie 
besser zur Problemlösung beitragen 
kann, sollten chemieorientierte An-
sätze den Zuschlag bekommen. Bei 
allen Ansätzen – egal ob chemisch, 
physikalisch oder biotechnisch 
muss der größtmögliche gesell-
schaftliche Nutzen erreicht werden. 

 
SPD: Ohne eine solide und nach-

haltige Ausbildung in den Basisbe-
reichen Chemie und Physik wird es 
keine gute Entwicklung in anderen 
Bereichen geben. Wir legen Wert da-
rauf, dass es zu einer starken Vernet-
zung und Interdisziplinarität 
kommt. Wir halten nichts davon, 
Wissenschaften nur kurzatmig an-
zulegen. Beides muss zusammen 
bleiben: Öffnung zu neuen Feldern 
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Für die FDP: der 

Fraktionsvorsit-

zende Wolfgang 

Gerhardt (Foto: 

FDP-Fraktion). 

Für die Union: der 

Vorsitzende der 

Arbeitsgruppe Bi-

dung und For-

schung der CDU/

CSU-Fraktion Ger-

hard Friedrich 

(Foto: CDU/CSU-

Fraktion). 

Für Bündnis 90/ 

Die Grünen: der 

Fraktionsvorsit-

zende Rezzo 

Schlauch (Foto: 

Fraktion Bündnis 

90/die Grünen). 

Für die SPD: Mi-

chael Müller, im 

SPD-Fraktionsvor-

stand zuständig 

für Forschung, 

Bildung und Um-

welt (Foto: SPD-

Fraktion). 

Für die PDS: der 
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zende Roland 
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Techniken wie die Sonnenenergie in 
den Mark einzuführen.  

Empfänger staatlicher Mittel soll-
ten primär diejenigen sein, bei de-
nen alternative Kapitalbeschaffung 
kaum möglich ist. Hierzu zählen vor 
allem Universitäten, außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen so-
wie kleine, junge Unternehmen. 

 
SPD: Wir sehen mit Sorge, dass 

durch die internationalen Konkur-
renzzwänge die Grundlagenfor-
schung an Bedeutung gegenüber der 
angewandten Forschung verlieren 
kann. Die Verwirtschaftlichung der 
Wissenschaft kann zu einer Bedro-
hung für die Freiheit und Unabhän-
gigkeit der Wissenschaft werden. 
Deshalb muss die öffentliche Hand 
mit dazu betragen, die Grundlagen-
forschung zu schützen. Dabei arbei-
ten wir mit den bewährten Organisa-
tionen zusammen. Diesem Ziel dient 
auch die Neuordnung der For-
schungsgesellschaften. 

 
PDS: Staatliche Förderung der 

Grundlagenforschung ist eine Not-
wendigkeit, der nicht genügend 
Rechnung getragen wird. Engere 
Verzahnung von Grundlagenfor-
schung und anwendungsbezogener 
Forschung ist zu unterstützen. Wir 
wollen uns aber den Forderungen 
der Wirtschaft widersetzen, den An-
teil der Aufwendungen für praxis-
bezogene Forschung auf Kosten der 
Grundlagenforschung zu verändern. 

Einen „Forschungsmarkt“, mehr 
Wettbewerb in den einzelnen For-
schungsbereichen und Umwand-
lung von Forschungsanstalten in 
„Forschungsunternehmen“ ist mit 
uns nicht zu machen. 

Nachrichten:  Wie werden Sie F+E 
in kleinen und mittleren Unter-
nehmen, insbesondere in den 
neuen Bundesländern, fördern? 

FDP: Die Mittel des Bundes, z. B. 
90 Mio. Euro für industrielle Ge-
meinschaftsforschung, entsprechen 
nicht der Bedeutung dieses For-
schungsbereichs. Das Rahmenkon-
zept des BMBF „Forschung für die 
Produktion von morgen“ ist ein ge-

Nachrichten: Welche Bedeutung 
wird die Förderung der reinen 
Grundlagenforschung verglichen 
mit der angewandten Forschung 
haben? 

FDP: Die Kritik des Präsidenten 
der Max-Planck-Gesellschaft, Peter 
Gruss, dass ohne eine verlässlichere 
finanzielle Förderung und eine Stei-
gerung der Zuschüsse ein Stopp in-
novativer Forschungsprogramme 
drohe, muss ernst genommen wer-
den. 

 
CDU/CSU: Die Förderung der 

reinen Grundlagenforschung ist zu-
nächst Sache der Hochschulen, der 
Max-Planck-Gesellschaft und der 
Deutschen Forschungsgemein-
schaft. Deshalb brauchen diese Insti-
tutionen eine verlässliche Finanzba-
sis. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Da die 

Wirtschaft als Mittelgeber ausfällt, 
ist bei der Grundlagenforschung der 
Staat gefordert, damit die Wissens-
basis der Menschheit verbreitert 
werden kann. Aber auch wenn es 
um langfristige Umsetzung geht, wie 
bei der Vorlaufforschung, muss der 
Staat in Vorleistung treten, weil für 
die Wirtschaft Investitionen in die-
sem Stadium zu riskant sind. Der 
Staat sollte sich auf Projekte konzen-
trieren, die besonderen gesellschaft-
lichen Nutzen versprechen und bei 
denen dieses Ziel ohne staatliche 
Förderung nicht erreichbar ist.  

Es ist Aufgabe des Staates, beson-
ders sinnvolle und zukunftsträchtige 

CDU/CSU: Diese Frage lässt sich 
zur Zeit nicht abschließend beant-
worten. Nur in der Regierung kann 
festgestellt werden, welche Risiken 
der Entwurf des Haushalts für 2003 
enthält. Wir werden die Ausgaben 
für Bildung und Forschung immer 
überproportional steigern, halten 
aber nichts von vollmundigen Ver-
sprechungen im Wahlkampf. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Der 

BMBF-Haushalt muss weiterhin 
deutlich ansteigen. Für 2003 ist be-
reits eine Steigerung auf 9,3 Mrd. 
Euro vorgesehen. 

 
SPD: Wir haben den Niedergang 

gestoppt. In den nächsten Jahren 
soll der Etat kontinuierlich aus-
gebaut werden. Wir halten an dem 
Ziel der Verdopplung der Ausgaben 
für Forschung und Bildung fest. 

 
PDS: Wir werden auch in der 

nächsten Wahlperiode für die Erhö-
hung des BMBF-Etats eintreten. Die 
öffentliche Hand muss wieder min-
destens 5,5 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts in Bildung investie-
ren. Der ab 2005 erwartete Rück-
gang der Schülerzahlen darf kein 
Vorwand für Einsparungen im Bil-
dungsressort sein. Geld ist genug da 
– wenn wir Steuergeschenke für Rei-
che rückgängig machen, Steuer-
schlupflöcher stopfen, die Arbeits-
losigkeit bekämpfen, Rüstungsaus-
gaben reduzieren, statt für neue Aus-
landseinsätze der Bundeswehr zu 
rüsten. 

� Der Verband der Che-
mischen Industrie (VCI) zum 
Thema Grundlagenforschung: 

„Die chemiebezogene Grundlag-

genforschung soll intensiviert 

werden, vorzugsweise auf Fel-

dern mit hohem Innovations-

potenzial. Dabei sollen Leis-

tungsbezug und Wettbewerbs-

orientierung bei der Mittelver-

gabe sicher gestellt werden.“
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eigneter Ansatz, der weiterer Quali-
fizierung bedarf. 

Unternehmen setzen For-
schungsergebnisse schnell in Pro-
dukte und Fertigungsverfahren um. 
Hierfür sind Transferstellen an den 
Hochschulen zu schaffen, und ihre 
langfristige Finanzierung ist sicher 
zu stellen. Durch frühzeitige Inte-
gration der Wirtschaft in den Pla-
nungs- und Vergabeprozess von For-
schungsmitteln ist das Interesse der 
Unternehmen zu fördern. 

 
CDU/CSU: Aus Privatisierungs-

erlösen des Bundes werden wir eine 
Existenzgründer- und Innovations-
offensive in den neuen Bundeslän-
dern einleiten. Zum Ausbau der 
Gründerförderung wird die Bera-
tung von Existenzgründern und die 
Bereitstellung von Risikokapital in-
tensiviert werden. Im Rahmen der 
Innovationsförderung sind die in 
Ostdeutschland vorhandenen For-
schungs- und Entwicklungspoten-
tiale in kleinen und mittleren Unter-
nehmen zu stärken sowie die Ver-
netzung dieser Unternehmen mit 

� Der VCI zum Thema  
Forschungsförderung und 
Mittelstand: 

„Der Mittelstand der che-

mischen Industrie erwartet kei-

ne spezielle Mittelstandspolitik, 

sondern die Verbesserung der 

Rahmenbedingungen, insbeson-

dere durch Entbürokratisierung, 

Steuerentlastung, ausreichende 

Finanzierungsmöglichkeiten, Re-

duzierung der Regelungsdichte 

im Umweltbereich und Beseiti-

gung von Hemmnissen im Steu-

errecht für Start-up-Unterneh-

men.  

Außerdem sollen Start-up-Grün-

dungen in Hightech-Chemiefel-

dern und nicht nur im Biotech-

Bereich gefördert werden. Die 

Rahmenbedingungen für ra-

schen Know-how-Transfer von 

der Wissenschaft in die Indus-

trie sind zu sichern.“
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der industrienahen Forschung an 
Hochschulen und Forschungs-
GmbHs auszubauen (Gemeinschafts-
forschung). Darüber hinaus müssen 
überregionale Absatzmärkte für ost-
deutsche Produkte und Dienstleis-
tungen besser erschlossen werden. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Wichtig 

für uns ist die Stärkung der indus-
triellen Gemeinschaftsforschung, 
die Ausschreibung von Forschungs-
wettbewerben und die Gestaltung 
der ökonomischen Rahmenbedin-
gungen. Universitäre und außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen 
sollen Anreize erhalten, mit kleinen 
und mittleren Unternehmen, ins-
besondere in den neuen Bundeslän-
dern, zusammen zu arbeiten. Neue 
Forschungseinrichtungen sollten – 
soweit unter dem Gesichtspunkt der 
Exzellenz sinnvoll – in den neuen 
Bundesländern angesiedelt werden. 

 
SPD: Wir bereiten eine Verwer-

tungsoffensive für Klein- und Mittel-
betriebe vor. Der bessere, unbüro-
kratischere und schnellere Transfer 
ist eine wichtige Voraussetzung für 
mehr Innovationen. Erste Schritte 
wurde durch die Finanzierung aus 
UMTS-Mitteln erreicht. Das soll aus-
gebaut werden, und zwar nicht nur 
von den Hochschulen in die Unter-
nehmen, sondern auch Erfindungen 
und Neuerungen aus der Wirtschaft 
selbst. Hinzu kommt auch eine Ver-
besserung der Rahmenbedingungen 
wie beim deutschen und europäi-
schen Patentrecht. 

 
PDS: Ein neues Konzept für die 

Überwindung der prekären Lage der 
KMU in Ostdeutschland ist erforder-
lich. Dazu gehören: 
• Innovationsfördermaßnahmen 

zur Stärkung der Eigenkapital-

decke in technologieorientierten 

Unternehmen, 

• Erhöhung des Fördervolumens 

für den Mittelstand, 

• ein Sonderprogramm für die Ent-

wicklung der lndustrieforschung 

in den neuen Bundesländern, das 

wichtige Technologiebereiche von 

der F+E über die Produktion bis 

zur Markteinführung fördert. 

Nachrichten:  Was sind Ihre  
Prioritäten und Ziele in der  
Energieforschung? 

FDP: Die Sicherung des Hoch-
technologiestandortes Deutschland 
ist für die FDP eine vordringliche 
Aufgabe, die stabile Energieversor-
gung fordert.  

Das System der Ökosteuer, die 
Dauersubventionierung bestimmter 
erneuerbarer Energien, der Kern-
energieausstieg und die Einengung 
der Energieforschung belasten die 
Volkswirtschaft und gefährden den 
Wohlstand. Jede Erfolg versprechen-
de Technik zur Steigerung der Ener-
gieeffizienz und zur Energiebereit-
stellung muss voran getrieben wer-
den. Die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung auf diesem Gebiet 
dürfen nicht weiter hinter dem Ni-
veau anderer führender Volkswirt-
schaften zurückbleiben. Wir folgen 
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den Empfehlungen des Wissen-
schaftsrates, der eine schrittweise 
Steigerung der Ausgaben vorsieht. 

In der Weiterentwicklung der 
Brennstoffzellentechnologie sehen 
wir eine herausragende Aufgabe. De-
fiziten bei der Brennstoffzellenfor-
schung ist entgegenzuwirken. Die 
Optimierung der Wasserstofftech-
nologie ist voranzutreiben. 

Die Sicherheitsforschung für die 
Kernenergie ist verstärkt zu fördern, 
um den Strahlenschutz zu verbes-
sern und die Entsorgung zu sichern. 
In der kerntechnischen Grundlagen-
forschung ist das Wissenschaftler-
potenzial zu erhalten, da deutsche 
Kompetenz unverzichtbar ist. Lang-
fristige Forschung und Entwicklung 
zur Erschließung der Kernfusion als 
Primärenergiequelle ist zu sichern. 

Voraussetzung dafür, dass sich 
nachhaltige Energieerzeugung zu ei-
ner Standardtechnik entwickeln 
kann, ist eine geeignete Energiespei-
chertechnik. Die derzeit bekannten 
Verfahren sind wirtschaftlich unbe-
friedigend. Verstärkte Forschung ist 
deshalb notwendig. 

Bei Energietransport, -wandlung 
und -nutzung sehen wir zentrale 
Themen in der Verbesserung von 
Verbrennungsmotoren, in der opti-
mierten Produktion alternativer 
Kraftstoffe (Wasserstoff, Methanol, 
Ethanol, synthetische Kohlenwas-
serstoffe) vor allem mit regenerati-
ver Energie und Kernenergie sowie 
im Transport. 

Beim Bauen sehen wir die For-
schungsschwerpunkte im effizienten 
Einsatz von Wärmeenergie, der So-
larenergienutzung sowie optimierter 
Leit- und Haustechnik.  

CDU/CSU: Eine langfristig ange-
legte Forschung und Entwicklung 
muss einen entscheidenden Beitrag 
für eine nachhaltige Energiepolitik 
liefern. Entscheidend ist, dass wir 
uns alle Optionen offen halten. Nie-
mand ist heute schon in der Lage, 
den künftigen Energiemix vorherzu-
sehen. Die rückläufige Entwicklung 
der staatlichen Energieforschungs-
förderung werden wir stoppen. Die 
Forschungsförderung in Deutsch-
land darf hier nicht länger hinter 
den Anstrengungen anderer Länder 
zurückbleiben. 

Besondere Schwerpunkte werden 
wir bei den erneuerbaren Energien, 
der Kernfusion, der Weiterentwick-
lung fossiler Kraftwerkstechnolo-
gien, der Entwicklung innovativer 
Systeme zur Verbesserung der kern-
technischen Sicherheit, den Wasser-
stoff-/Brennstoffzellentechnologien 
und beim rationellen Einsatz von 
Energie setzen. 

Die Entwicklung aller Technolo-
gien muss an dem Ziel orientiert 
werden, Klimagase und damit vor al-
lem CO2-Emissionen zu reduzieren. 

Wir wollen auch den Energiebe-
darf des Verkehrssektors und die da-
bei anfallenden Umweltbelastungen 
reduzieren. Wir sehen die Brenn-
stoffzelle auf der Basis von Wasser-
stoff oder Methanol/Erdgas und 
Wasserstoffmotoren als zukunfts-
trächtige Optionen an, die den Ver-
brennungsmotor als Antriebstech-
nik schrittweise ablösen können. 

Markteinführungshilfen sind nur 
dort vertretbar, wo erneuerbare 
Energien in absehbarer Zeit wirt-
schaftliche sein werden. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Die 

Mittelverschwendung für Kernfusi-
on muss beendet werden. Wir kon-
zentrieren die Energieforschung auf 
erneuerbare Energien, Effizienzstei-
gerung bei der Energieumwandlung 
und Energieeinsparung. Dabei wer-
den dezentrale Systeme, die gleich-
zeitig Strom und Wärme erzeugen, 
neben regenerativen Energiequellen 
zunehmend eine Rolle spielen. Die 
Mittel für die nicht-nukleare Ener-
gieforschung müssen weiter auf-
gestockt werden.  

SPD: Unsere Prioritäten in der 
Energieforschung heißen Effizienz-
revolution und erneuerbare Ener-
gien. Wir haben dazu in den letzten 
vier Jahren die Fördermittel ständig 
erhöht. Dies findet weltweit zuneh-
mende Beachtung und hat schon 
heute wertvolle Impulse für neue 
Produkte und mehr Beschäftigung 
gegeben. Dabei gehen wir von der 
Leitidee einer nachhaltigen und um-
weltverträglichen Energieversor-
gung aus. Das oberste Ziel heißt: Mit 
immer weniger Energie auszukom-
men und die Abhängigkeit von den 
fossilen und atomaren Brennstoffen 
schrittweise zu überwinden. 

 
PDS: Wir sind für ein forschungs-

politisches Konzept des Bundes zur 
Durchsetzung regenerativer Ener-
gien. Das heißt auch, dezentrale 
Energieversorger zu unterstützen. 

Wir würden den Strukturwandel 
in den Max-Planck-lnstituten in 
Garching und Greifswald sowie dem 
Forschungszentrum Karlsruhe hin 
zu Forschungen für Energiequellen 
aus regenerativen Energien durch 
Politik und BMBF fördern und be-
gleiten. 

Nachrichten:  Welche Klima-
schutzziele werden Sie verfolgen 
und mit welchen Maßnahmen  
erreichen? 

FDP: Nach Auffassung der FDP 
soll der Emissionshandel genutzt 
werden, denn es geht darum, Treib-
hausgasemissionen so kostengünstig 
wie möglich zu vermeiden. Dabei 
muss bewusst bleiben, dass aktive 
Klimaschutzpolitik ökonomische 
Anreize zu vernünftigem Umgang 
mit fossilen Energierohstoffen set-
zen kann. Deren verschwenderische 
Nutzung sollte nicht fortgesetzt wer-
den. Erneuerbare Energieträger sol-
len langfristig einen höheren Anteil 
an der Energieversorgung haben. Da 
ihre Konkurrenzfähigkeit in einem 
nicht subventionierten Markt derzeit 
nicht oder nur an guten Standorten 
gegeben ist, brauchen wir hier eine 
Effizienzrevolution. Die FDP hält an 
Förderung der Forschung in diesem 
Bereich fest. Die Mittelvergabe soll 
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SPD: Wir halten an dem Ziel ei-
ner Reduktion der wärmestauenden 
CO2-Gase um 25 Prozent bis zum 
Jahr 2005 und um 40 Prozent bis 
zum Jahr 2020 fest. Hier sind bereits 
wichtige Erfolge erreicht worden, 
wobei wir an den bewährten Instru-
menten von der Selbstverpflichtung 
bis zu ökologischen Preisimpulsen 
festhalten wollen. Den Klimaschutz 
sehen wir als wichtigen Baustein für 
eine ökologische Modernisierung. 
Effiziente und solare Technologien 
sind die große Chance für unsere 
und die europäische Volkswirt-
schaft, auf wichtigen Zukunftsmärk-

hier durch Ausschreibungswett-
bewerbe und damit wirtschaftlich 
und transparent erfolgen. 

Die ökologischen und ökonomi-
schen Chancen, die moderner Kli-
maschutz Entwicklungs- und 
Schwellenländern bietet, dürfen 
nicht verspielt werden. Durch den 
weltweiten Handel mit Emissions-
zertifikaten wird auch für die weni-
ger entwickelten Länder die Mög-
lichkeit erschlossen, Beiträge zum 
Klimaschutz zu leisten sowie aktiv 
und in eigener Verantwortung am 
Welthandel teilzunehmen. 

 
CDU/CSU: Wir wollen den Kli-

maschutz im Sinne des Kyoto-Proto-
kolls voranbringen und setzen auf 
Energiesparen, rationelle Energie-
verwendung und die zunehmende 
Nutzung erneuerbarer Energien. Auf 
die Kernenergie kann in absehbarer 
Zeit nicht verzichtet werden. Große 
Sparpotentiale bestehen zur Zeit im 
Bereich der Wärmedämmung von 
Altbauten. Diese Ziele wollen wir vor 
allem durch den Einsatz marktwirt-
schaftlicher Instrumente erreichen. 

Bündnis 90/Die Grünen: Eine der 
zentralen Aufgaben der nächsten Le-
gislaturperiode besteht darin, dass 
Deutschland sein Klimaschutzziel für 
2005 erreicht. Parallel dazu müssen 
wir neue gesellschaftliche Ziele für 
den Klimaschutz formulieren. Des-
halb werden wir das nationale Klima-
schutzprogramm weiterentwickeln 
und Grundlagen für die weitere Ab-
senkung der Treibhausgase auch 
langfristig legen: Weiterentwicklung 
der Ökosteuer, Abbau ökologisch 
kontraproduktiver Subventionen wie 
Flugbenzin, Steinkohle u. a., För-
derung von Klimaschutzinvestitionen 
bei Gebäuden, erneuerbaren Energien, 
Energieeffizienz etc. Auf EU-Ebene 
werden wir uns an der Ausgestaltung 
der Emissionshandelsrichtlinie betei-
ligen und den Emissionshandel in 
Deutschland für die Industrie einfüh-
ren. Darüber hinaus treten wir für eine 
Harmonisierung von Energiesteuern 
und internationale Nutzungsentgelte 
für den Flugverkehr ein. 

In Entwicklungsländern besteht 
die große Chance, den wachsenden 
Energiebedarf durch Aufbau und 
Förderung einer dezentralen und auf 
erneuerbaren Energien basierenden 
Versorgung zu befriedigen. Dafür 
bedarf es umfassender und rascher 
Transferpolitik und der Bereitstel-
lung finanzieller, institutioneller 
und technologischer Kapazitäten. 
Deswegen wollen wir z. B. die von 
uns eingerichtete Exportinitiative 
für erneuerbare Energien weiter stär-
ken und unterstützen die Einrich-
tung globaler Institutionen wie einer 
Internationalen Agentur für erneuer-
bare Energien. 

� Der VCI zum Thema  
Klimaschutz: 

„Die chemische Industrie setzt 

auf Verbesserung der Energie-

effizienz zur Erreichung des Kli-

maschutzziels. Die deutsche 

chemische Industrie hat mit 

Energieeinsparmaßnahmen ihre 

CO2-Emissionen seit 1990 im 

Rahmen einer freiwilligen 

Selbstverpflichtung um mehr 

als 30 Prozent reduziert. Für uns 

ist bis zum Ablauf der Klimaver-

einbarung die Selbstverpflich-

tung das einzige, richtige und 

erfolgreiche Instrument zur Er-

reichung der Klimaschutzziele. 

Wir sind gegen Ökosteuern und 

gegen ein unternehmensbezo-

genes Emissions-Trading. Der 

geplante Emissionshandel wür-

de für die deutsche Chemie er-

hebliche Wettbewerbsnachteile 

bringen.“
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ten führend zu sein. Deshalb drän-
gen wir auch darauf, dass es zu mehr 
Zusammenarbeit und Verbindlich-
keit in der EU kommt. Der Testfall 
ist hierbei die Ausgestaltung der Eu-
ropäischen Richtlinie für einen 
Emissionshandel. 

 
PDS: Die PDS unterstützt das 

Ziel, den CO2-Ausstoß bis 2005 um 
25 Prozent zu senken, bis 2020 um 
40 und bis 2050 um 80 Prozent. 
Emissionshandel und die Anrech-
nung von so genannten CO2-Senken 
müssen verhindert werden. Neben 
Energieeinsparung sind Energieeffi-
zienz und der Anteil erneuerbarer 
Energien zu erhöhen. Ein Aussteig 
aus der Atomwirtschaft würde dies 
fördern. Im Verkehrsbereich sind 
Lkw-, Pkw- und Flugverkehr zu re-
duzieren. Eine neu zu gestaltende 
ökologische Steuerreform ist ein 
wichtiges Instrument, um den 
CO2-Ausstoß zu vermindern. Eine 
Besteuerung der Primärenergieträger 
nach Kohlenstoffgehalt kann der 
Volkswirtschaft klarere Signale ge-
ben als Mineralöl- und Stromsteuer. 
Sie muss sozial gerecht sein und 
deutlich weniger Ausnahmen zulas-
sen als gegenwärtig. 

Nachrichten: Mit welchen Maß-
nahmen werden Sie Physik und 
Chemie in Schule und Hochschule 
attraktiver gestalten? 

FDP: Wir wollen das Interesse an 
den Naturwissenschaften bereits in 
der Schule wecken. Neben Mathe-
matik müssen mindestens zwei na-
turwissenschaftliche Fächer in der 
Sekundarstufe II belegt werden. Ein 
Drittel der Unterrichtszeit ist für 
Mathematik und Naturwissenschaf-
ten vorzusehen. 

Die FDP setzt sich für eine Kam-
pagne zur Ausstattung der Schulen 
mit modernen Geräten für die Na-
turwissenschaften ein. Die Initiative 
„Schullabor 2005“ soll bis 2005 er-
reichen, dass die Ausstattung unse-
rer Schulen mit Geräten und Ver-
brauchsmaterial für den naturwis-
senschaftlichen Unterricht europa-
weit einen Spitzenplatz einnimmt. 
Dazu ist eine Öffnung der Schulge-
setze gegenüber dem Sponsoring 
durch die Wirtschaft notwendig. 

Zur Förderung des mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Pro-
fils an Schulen hat die FDP einen 
von Bund und Ländern finanzierten 
bundesweiten Wettbewerb gefor-
dert. Der für die Prämierung der 
zehn besten mathematisch-natur-
wissenschaftlich ausgerichteten 
Schulen ausgelobte Preis soll den 
Gewinnern ein Preisgeld von 
250 000 Euro bringen. (vgl. diese 
Nachr. S. 963; A. d. Red.) 

 
CDU/CSU: Diese Frage richtet 

sich weniger an den Bund als an die 
Länder. Der Bund wird hier durch 
Förderung von Modellprogrammen 
und Pilotprojekten Initialzündun-
gen geben, die von den Ländern um-
gesetzt werden müssen. 

 
Bündnis 90/Die Grünen: Der na-

turwissenschaftliche Unterricht be-
darf der Verbesserung. Reformmo-
delle für den naturwissenschaftli-
chen Unterricht müssen flächen-
deckend umgesetzt werden. Strikte 
Rahmenpläne werden wir auf Bun-
deseben nicht auflegen.  

Bündnis 90/ Die Grünen setzen 
sich für eine stärkere Autonomie der 

Bildungseinrichtungen ein. Dies be-
deutet, dass wir zwar die Ergebnisse 
des Bildungsprozesses festlegen wol-
len, nicht jedoch den Weg dorthin. 
Von Bundesebene werden wir keine 
Vorschriften für die Gestaltung ein-
zelner Unterrichtsfächer vorlegen. 

 
SPD: Die Bundesregierung hat 

unter Federführung der Bundes-
ministerin für Bildung und For-
schung, Edelgard Bulmahn, bereits 
verschiedene Initiativen und Mo-
dellversuche in dieser Richtung er-
griffen. Aber auch mit dem Jahr der 
Physik oder dem Jahr der Lebens-
wissenschaften konnten zahlreiche 
Veranstaltungen für junge Men-
schen initiiert werden, um das Inte-
resse an entsprechenden naturwis-
senschaftlichen Fächern zu verstär-
ken. Die Forschungseinrichtungen 
des Bundes bieten wie viele Univer-
sitäten verstärkt Veranstaltungen 
und Laboröffnungen für Schulen an. 
Diese Angebote müssen konzeptio-
nell noch weiter verfeinert und aus-
geweitet werden. 

 
PDS: Die PDS fordert eine umfas-

sende Bildungsreform, die die indi-
viduelle Förderung aller Schülerin-
nen und Schüler garantiert. Welchen 
Stellenwert Physik und Chemie an 
den Schulen haben, können in unse-
rem föderalistischen Bildungssystem 
weder Bundestag noch Bundesregie-
rung entscheiden. Dies ist nach Auf-
fassung der PDS auch nicht erforder-
lich: Durch eine Bildungsreform lie-
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� Parteiprogramme im  
Internet 

Die Positionen und Programme 

der Parteien nicht nur zu For-

schung und Bildung stehen im 

Internet: 

• regierungsprogramm.spd.de 

• www.cdu.de/ 

regierungsprogramm/ 

• www.gruen-wirkt.de/ 

• www.fdp-bundesverband.de/

buergerprog.phtml 

• www.pds2002.de



ße sich Vermittlung naturwissen-
schaftlicher Kompetenzen optimie-
ren. Wichtig ist, dass gerade für Che-
mie und Physik an allen Schulen 
Fachlehrer und -lehrerinnen zur 
Verfügung stehen. 

Die PDS fordert eine Stärkung der 
Autonomie der Hochschulen. Damit 
sind zentralstaatliche Vorgaben für 
das Studienangebot an Hochschulen 
nicht vereinbar. Die PDS spricht sich 
für einen nachfrageorientierten Aus-
bau von Studienplätzen aus. Dies 
gilt auch für ausstattungsintensive 
Fächer wie Physik und Chemie. In 
den Studiengängen, in denen Stu-
dentinnen unterrepräsentiert sind, 
bedarf es spezieller Programme zur 
Steigerung der Attraktivität des Stu-
diums für junge Frauen. 

Nachrichten:  Mit welchen  
finanziellen Mitteln können die 
Hochschulen rechnen?  

FDP: Die FDP wird den Anteil 
der Bildungsausgaben erhöhen und 
gibt Investitionen in Bildung und 
Forschung Vorrang in den öffent-
lichen Haushalten. Die FDP tritt für 
eine Änderung der Hochschulfinan-
zierung ein. Die Höhe der staatli-
chen Zuschüsse soll sich auch nach 
der Anzahl der Studenten richten, 
die die Hochschule besuchen, nach 
Fächern differenziert. Die Mittel je-
der Hochschule werden künftig zum 
Teil von Forschungs- und zum Teil 
von Bildungsleistungen abhängen. 

 
CDU/CSU: Diese Frage können 

wir nicht beantworten, weil die 
Grundfinanzierung der Hochschu-
len eine Angelegenheit der Länder 
ist. Der Bund wird in vielen Berei-
chen unterstützend tätig z. B. bei der 
Hochschulbauförderung, an der sich 
der Bund zur Hälfte beteiligt, der 
Projektförderung des Bundes und 
der Forschungsfinanzierung über 
die Deutsche Forschungsgemein-
schaft, die zu einem großen Teil den 
Hochschulen zu Gute kommt. Es 
liegt an den Hochschulen selbst, in 
welchem Umfang sie durch überzeu-
gende Anträge Mitteln im Rahmen 
der Projektförderung einwerben 
können. 

Bündnis 90/Die Grünen: In den 
letzten vier Jahren hat die rot-grüne 
Bundesregierung die Bildungsaus-
gaben um 21,5 Prozent gesteigert. 
Diesen Trend wollen wir auch in den 
nächsten vier Jahren fortsetzen. 

 
SPD: Nach jahrelanger Stagnati-

on hat die rot-grüne Bundesregie-
rung den Hochschulbau kräftig auf-
gestockt. Mit fast 1,2 Milliarden Eu-
ro pro Jahr hat dieser Bereich im 
Haushalt einen neuen Höchststand 
erreicht. Die Projektfördermittel des 
Bundes wurden um fast 50 Prozent 
aufgestockt. Hiervon profitieren ge-
rade auch die Universitäten. 

 
PDS: Die PDS fordert die Aufsto-

ckung und Fortschreibung des bund-
länderfinanzierten Hochschul - Wis-
senschafts - Programms. Mehr Inves-
titionen in die Hochschulen setzen 
voraus, dass die Finanzkraft der Län-
der gestärkt wird. Um den derzeiti-
gen Generationenwechsel bei den 
Hochschullehrern nutzen zu kön-
nen, ist eine zügige Umsetzung der 
Hochschulreform geboten. Die PDS 
fordert ein Programm, das über die 
Sachausstattung hinaus für eine 
Übergangszeit die Personalkosten 
der flächendeckend einzurichtenden 
Juniorprofessuren abdeckt. 

Nachrichten:  Wie wird die Hoch-
schule weiterentwickelt? 

FDP: Leitlinie der FDP ist die 
Freiheit der Hochschule. Die büro-
kratischen Tendenzen der Wissen-
schaftsministerien der Länder müs-
sen zurückgedrängt werden. Wir 
wollen, dass den Hochschulen um-
fassende Kompetenzen für Finanz-, 
Personal- und Organisationsent-
scheidungen übertragen werden. 
Grundsätzlich soll dies auch für Stu-
diengebühren gelten. Allerdings soll 
die Erstausbildung für jeden Studie-
renden durch das Bildungsgut-
schein-System durch die öffentliche 
Hand finanziert werden. Jede Hoch-
schule muss ihr Profil selbst bestim-
men können. 

Die FDP begrüßt die Einführung 
des Juniorprofessors. Zugleich er-
kennt sie an, dass verschiedene Fa-
kultäten nicht auf die Habilitation 
verzichten wollen. 

Die FDP setzt sich für einen ei-
genständigen Wissenschaftstarifver-
trag ein. 

 
CDU/CSU: Wir verfolgen das 

Ziel, dass wieder mehr deutsche 
Hochschulen in Forschung und 
Lehre international zu einer ersten 
Adresse werden. Wir werden den 
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Wettbewerb zwischen den Hoch-
schulen (z. B. durch Profilbildung) 
fördern, auf kürzere Studienzeiten 
hinwirken und die Internationali-
sierung weiter verfolgen. So müssen 
die Abschlüsse deutscher Hoch-
schulen international kompatibel 
sein. 

Die Fehler des rot-grünen Hoch-
schuldienstrechts, vor allem die 
faktische Abschaffung der Habilita-
tion, werden wir korrigieren. Wir 
wollen die Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern im Hochschul-
rahmengesetz zugunsten der Län-
der und von mehr Wettbewerb stär-
ker entflechten. Die Diskussion 
über die künftige Finanzierung der 
Hochschulen muss im Hinblick auf 
das Ziel von mehr Wettbewerb wei-
tergeführt werden. Eine ernsthafte 
Debatte über neue Wege der Bil-
dungsfinanzierung muss BAföG, 
Bildungssparen, Bildungsdarlehen, 
einkommensabhängige Rückzah-
lung von Darlehen im Hinblick auf 
Gebühren sowie Freiplätze für Be-
gabte und Bedürftige einbeziehen. 
Mehr Wettbewerb bedeutet auch, 
dass sich die Studierenden ihre 
Hochschule und die Hochschulen 
ihre Studierenden selbst aussuchen 
können. 

 
 

Bündnis 90/Die Grünen: Für die 
nächsten vier Jahre haben wir uns 
folgende Ziele gesetzt: 

Allen Bildungseinrichtungen soll 
mehr inhaltliche, personelle und fi-
nanzielle Autonomie gewährt wer-
den. Komplementär dazu muss sich 
der Staat für die Einhaltung von 
Qualitätsstandards und transparen-
te Evaluationsverfahren einsetzen. 
Die Beratung soll verstärkt werden, 
da es gerade bildungsfernen Schich-
ten schwer fällt, den richtigen Stu-
dienort und Studiengang zu wäh-
len.  

Wir wollen die Bildungsfinanzie-
rung weiter reformieren. Wir wol-
len den Einstieg in die elternunab-
hängige Finanzierung des Studiums 
und über Bildungsgutscheine die 
Nachfrageorientierung der Bil-
dungsfinanzierung erreichen. 
Hochschulen müssen als Orte der 
Weiterbildung ausgebaut und ihre 
Internationalisierung muss forciert 
werden. 

Wir wollen, dass mehr Frauen 
Führungspositionen in Wissen-
schaft und Forschung übernehmen. 
Deshalb werden wir uns für die Ver-
gabe von Forschungsgeldern für 
Gender-Studies einsetzen und bei 
den personenbezogenen Program-
men auf eine Frauenquote achten. 

 
SPD: Studiengebühren erteilen 

wir bis zum höchstmöglichen Ab-
schluss eine entschiedene Absage. 
Studiengebühren wirken unsozial 
und schrecken vor einem Studium 
ab. Mit der Dienstrechtsreform, den 
Bachelor- und Masterstudiengängen 
sowie dem Zuwanderungsgesetz ha-
ben wir den Weg für eine weitere In-
ternationalisierung und Stärkung 
unserer Hochschulen frei gemacht 
und Verkrustungen aufgebrochen. 
Mit 180 Millionen Euro wird die 
Einrichtung von rund 3 000 Junior-
professuren unterstützt. Wir haben 
eine flexible leistungsabhängige 
Komponente in die Professoren-
besoldung eingeführt, um auch hier 
die Anreize zu steigern und die Fle-
xibilität der Hochschulen zu erhö-
hen. Künftig werden wir verstärkt 
zusätzlich Kompetenzzentren för-
dern. 

PDS: Die PDS fordert, die Gebüh-
renfreiheit des Studiums ohne Wenn 
und Aber zu sichern. An Hochschu-
len und Forschungseinrichtungen 
sind neben befristeten unbefristete 
Stellen für Daueraufgaben einzurich-
ten. Durch verbindliche Vorrang-
regelungen, Stärkung der Gleichstel-
lungsbeauftragten und ein Bund - 
Länder - Sonderprogramm „Frauen 
in Hochschule und Forschung'' ist 
die paritätische Besetzung von Pro-
fessorenstellen und Leitungsfunktio-
nen mit Frauen und Männern durch-
zusetzen. 

Die PDS unterstützt das Ziel, die 
Befristung von Arbeitsverträgen in 
Hochschule und Forschung ein-
zudämmen. Es käme aus Sicht der 
PDS darauf an, Gewerkschaften und 
Arbeitgebern die Möglichkeit zu ge-
ben, die Modalitäten für die Befris-
tung von Arbeitsverhältnissen aus-
zuhandeln.  

Die PDS begrüßt das Anliegen ei-
ner Leistungsorientierung von 
Hochschullehrerinnen und -lehrern, 
auch wenn wir kritisieren, dass die 
Bundesregierung am Beamtenstatus 
festgehalten hat. 

Ausländische Studierende müs-
sen bei der Hochschulzulassung und 
der Ausbildungsförderung mit In-
ländern gleichgestellt werden. Die 
Politik muss die internationale Mo-
bilität in- und ausländischer Studie-
render sowie Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler unterstützen. 
Neue, internationale Abschlüsse 
können zu einem vielfältigen Studi-
enangebot beitragen, wenn die 
Durchlässigkeit zwischen den Studi-
enabschnitten und Hochschulen ge-
währleistet ist. 

Nachrichten:  Wie werden Sie 
nach den Jahren der Physik und 
der Chemie den Dialog der Wis-
senschaftler mit der Öffentlich-
keit weiter unterstützen? 

FDP: Wir können uns vorstellen, 
die Ingenieurwissenschaften zu ei-
nem Schwerpunktthema zu machen, 
um so auf die Bedeutung dieses Be-
reichs für die moderne Gesellschaft 
hinzuweisen. 
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� Der VCI fordert in der  
Bildungspolitik: 

• die Stärkung und den frühe-

ren Beginn eines kontinuierli-

chen mathematisch-natur-

wissenschaftlichen Unter-

richts,  

• mehr Finanzmittel für Schu-

len, und Hochschulen, 

• Abschaffung der zentralen 

Studienplatzvergabe, 

• mehr Autonomie für die 

Hochschulen, 

• flexiblen Zugang zum Hoch-

schullehrerberuf, 

• Studiengebühren im Falle des 

Überschreitens der Regelstu-

dienzeit um vier Semester.



CDU/CSU: Eine neue unions-
geführte Bundesregierung wird wei-
tere Aktivitäten im Dialog mit der 
Wissenschaft festlegen. 

Ungeachtet der Unterstützung 
durch den Staat ist es Aufgabe der 
Forscher selbst, in der Öffentlichkeit 
für mehr Akzeptanz für bewährte 
(Kernenergie) oder neue Technolo-
gien (z. B. grüne Gentechnik, Kern-
fusionsforschung) zu werben. 

 

Bündnis 90/Die Grünen: Der in 
diesen Jahren angestoßene Dialog 
sollte auf breite, kontinuierliche Ba-
sis gestellt werden: Öffentliche Er-
eignisse, wie Kongresse, Fernsehdis-
kussionen, Mediendarstellung, Bür-
gerforen, offene Türen der For-
schungsinstitute und vieles mehr 
sollten dezentral viele BürgerInnen. 
Staatliche Unterstützung, auch fi-
nanzieller Art, sollte gegeben wer-
den. 

 
SPD: Ein Land wie Deutschland 

mit seinen großen naturwissen-
schaftlichen Traditionen muss sein 
Erbe pflegen. Dazu bedarf es eines 
offenen und innovativen Klimas. 
Wir wollen dazu sowohl durch unse-
re Arbeit in Parlament und Regie-
rung als auch durch das Wissen-
schaftsforum der SPD unseren Bei-
trag leisten. Wissenschaft, For-
schung und Technik werden wir 
weiter aufwerten, da sie entschei-
dende Grundlagen für eine gute Zu-
kunft liefern. 

 
PDS: Die PDS unterstützt „Wis-

senschaft im Dialog“ und ist auch 
bereit, das Jahr der Chemie zu unter-
stützen.  

Es ist nicht möglich und nicht 
notwendig, alle Zweige der Natur-
wissenschaften mit Gedenkjahren 
zu ehren. Wir sind aber bereit, über 
weitere Veranstaltungen in Koope-
ration mit Verbänden nachzuden-
ken. 

Redaktion: Frauke Zbikowski 
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Ein Briefwechsel zum Thema 

� Sehr geehrte  
Herr Professor Koch, 

im Namen von Herrn Dr. Wester-
welle darf ich mich für Ihr Schreiben 
vom 11. Juli 2002 bedanken. 

Die Intention von Herrn Dr. Wes-
terwelle bei dem ARD-Morgenmaga-
zin Interview vom 4. Juli 2002, war 
keineswegs die Abwertung natur-
wissenschaftlicher Kenntnisse. 

Das Programm der FDP bekennt 
sich zu umfassender Bildung auf al-
len Ebenen, sowie zu Forschung 
und Lehre. 

Ich erlaube mir, Ihnen anbei das 
FDP-Wahlprogramm 2002 zu schi-
cken. 

 
 
 
D. Schattschneider, Büroleiter 

Schreibfehler im Original. Red. 
 
 

 
� Lieber Herr Pickenhagen, 

ich habe diesem Schreiben die 
Antwort des Büros von Herrn Wes-
terwelle auf mein Schreiben anläß-
lich der Bemerkung Westerwelles 
zum „sinnlosen Zitronensäure-
zyklus“ beigelegt, auf die Sie mich 
dankenswerterweise hingewiesen 
hatten. Wie leider nicht anders zu 
erwarten, ist es dünn und nichts-
sagend. Dennoch ist es wichtig, sol-
che Äußerungen nicht kommentar-
los hinzunehmen und gleichzeitig 
die Möglichkeit zu nutzen, auch im 
politischen Umfeld die GDCh als be-
deutenden Repräsentant der Chemie 
ins Gespräch zu bringen.  

 
 
 
 
 

� Sehr geehrter  
Herr Dr. Westerwelle, 

nicht erst seit Bekanntwerden der 
Ergebnisse der PISA-Studie beob-
achtet die Gesellschaft Deutscher 
Chemiker mit zunehmender Sorge 
die Abnahme der Attraktivität natur-
wissenschaftlicher Fächer in unse-
ren Schulen und den damit einher-
gehenden Rückgang an Studien-
anfängern in den entsprechenden 
Fächern. 

Nach wie vor scheinen naturwis-
senschaftliche Kenntnisse nicht Teil 
des allgemein akzeptierten Wissens-
kanons zu sein, obgleich die Leis-
tungsfähigkeit Deutschlands in 
Wirtschaft und Wissenschaft maß-
geblich von der guten Ausbildung 
unseres Nachwuchses – gerade im 
naturwissenschaftlichen Bereich – 
determiniert wird. Unter diesen Ge-
sichtspunkten hat uns Ihre Äuße-
rung:  

die im ARD Morgenmagazin vom 
4. Juli gesendet wurde, doch sehr be-
troffen gemacht. Sanktioniert hier 
doch ein angesehener deutscher Po-
litiker, dem zudem ein besonderes 
Interesse an der Bildungsthematik 
nachgesagt wird, die scheinbare 
Wertlosigkeit naturwissenschaftli-
cher Inhalte. 

Da wir auf der anderen Seite nicht 
annehmen, daß diese Interpretation 
Ihre Intention trifft, würden wir uns 
sehr freuen, in einen vertiefenden 
Dialog mit Ihnen über diese, für die 
Zukunft unseres Landes so wichti-
gen Fragen einzutreten. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 

„Das Sinnloseste, 
was ich je gelernt habe, 

war der Zitronensäure-
zyklus. Ich weiß nicht, 

was das ist!“
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